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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 27. November 2008 

über die Änderung des Vertrags vom 11. April 1996 über die 

Internationale Kommission zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung 


A. Problem und Ziel 

Seit dem Beitritt der Republik Polen und der Tschechischen Republik 
zur Europäischen Union am 1 . Mai 2004 sind alle Staaten, die Ver- 
tragsparteien des Vertrags über die Internationale Kommission zum 
Schutz der Oder gegen Verunreinigung sind, auch Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union. Damit ist die Grundlage für die bisherige Mit- 
gliedschaft der Europäischen Gemeinschaft in der Internationalen 
Kommission zum Schutz der Oder nicht mehr gegeben. Der Vertrag 
über die Internationale Kommission zum Schutz der Oder gegen Ver- 
unreinigung soll entsprechend geändert werden. Insbesondere sollen 
die Beiträge der verbleibenden Vertragsparteien zum Haushalt der 
Internationalen Kommission zum Schutz der Oder neu aufgeteilt wer- 
den. 

B. Lösung 

Durch das Vertragsgesetz sollen die verfassungsrechtlichen Voraus- 
setzungen nach Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes für die 
Ratifikation des Vertrags vom 27. November 2008 über die Änderung 
des Vertrags über die Internationale Kommission zum Schutz der 
Oder gegen Verunreinigung geschaffen werden. 

C. Alternativen 


Keine 
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D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 

Der deutsche Anteil am Haushalt der Internationalen Kommission zum 
Schutz der Oder steigt um einen Prozentpunkt an. 

2. Vollzugsaufwand 

Dem Bund und den Ländern entstehen durch den Vollzug keine 
zusätzlichen Kosten. 

E. Sonstige Kosten 

Auswirkungen auf die sozialen Sicherungssysteme und Auswirkungen 
auf Einzelpreise sowie auf das Preisniveau, insbesondere das Ver- 
braucherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. Für die Wirtschaft entste- 
hen keine Kosten. 

F. Bürokratiekosten 

Es werden keine Informationspflichten für die Verwaltung, für die Wirt- 
schaft oder für Bürgerinnen und Bürger eingeführt, geändert oder auf- 
gehoben. 
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Berlin 



Mai 2010 


Bundesrepublik Deutschland 
die Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 27. November 2008 über 
die Änderung des Vertrags vom 1 1 . April 1996 über die Internationale 
Kommission zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 869. Sitzung am 7. Mai 2010 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwurf 


Gesetz 

zu dem Vertrag vom 27. November 2008 
über die Änderung des Vertrags vom 11. April 1996 
über die Internationale Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung 


Vom 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Breslau am 25. Juni 2008 von der Bundesrepublik Deutschland Unter- 
zeichneten Vertrag vom 27. November 2008 über die Änderung des Vertrags 
über die Internationale Kommission zum Schutz der Oder gegen Verunreini- 
gung (BGBl. 1997 II S. 1707, 1708) wird zugestimmt. Der Vertrag wird nachste- 
hend veröffentlicht. 


Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 3 Absatz 3 für die Bun- 
desrepublik Deutschland in Kraft tritt, ist im Bundesgesetzblatt bekannt zu 
geben. 


Drucksache 17/1702 


- 6 - 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


Begründung zum Vertragsgesetz 
Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag ist Artikel 59 Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, 
da er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Absatz 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag nach seinem Artikel 3 
Absatz 3 für die Bundesrepublik Deutschland in Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt 
bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Das Gesetz schafft die Voraussetzungen, den Vertrag über die Internationale 
Kommission zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung daran anzupassen, 
dass seit dem Beitritt der Republik Polen und der Tschechischen Republik zur 
Europäischen Union am 1. Mai 2004 die Grundlage für die bisherige Mitglied- 
schaft der Europäischen Gemeinschaft in der Internationalen Kommission zum 
Schutz der Oder nicht mehr gegeben ist. 

Dem Bund entstehen durch das Gesetz Kosten. Der deutsche Anteil am Haus- 
halt der Internationalen Kommission zum Schutz der Oder steigt um einen Pro- 
zentpunkt an. 

Die Länder oder Gemeinden werden durch die Ausführung des Vertragsgeset- 
zes nicht mit zusätzlichen Kosten belastet, da für die Bundesrepublik Deutsch- 
land keine Rechtsänderungen erforderlich sein werden. Auch für die inländische 
Wirtschaft, die Einzelpreise und das Preisniveau ergeben sich deshalb keine 
negativen Auswirkungen. 

Der Gesetzentwurf sieht keine Informationspflichten für natürliche und juristi- 
sche Personen vor, so dass keine Bürokratiekosten im Sinne des § 2 Absatz 1 
des Gesetzes zur Einsetzung eines Nationalen Normenkontrollrates entstehen. 

Der Gesetzentwurf ist mit den völkerrechtlichen Verträgen, die die Bundesrepu- 
blik Deutschland abgeschlossen hat, vereinbar. 

Die Wirkungen des Gesetzentwurfs entsprechen einer nachhaltigen Entwick- 
lung, insbesondere wird die finanzielle Basis der Arbeit der Internationalen Kom- 
mission zum Schutz der Oder langfristig gesichert. 
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Vertrag 

über die Änderung des Vertrags 
über die Internationale Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreinigung 


Umowa 

w sprawie zmiany Umowy 
w sprawie Mipdzynarodowej Komisji 
Ochrony Odry przed Zanieczyszczeniem 


Dohoda 

o zmene Dohody 
o Mezinärodni komisi 
pro ochranu Odry pred znecistenim 


Die Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland, 

die Regierung der Republik Polen 
und 

die Regierung der 
Tschechischen Republik, 

im Folgenden Vertragsparteien ge- 
nannt - 

im Hinblick auf den Vertrag über die 
Internationale Kommission zum Schutz 
der Oder gegen Verunreinigung, der am 
11. April 1996 in Breslau unterzeichnet 
wurde, im Folgenden Vertrag genannt, 

im Hinblick darauf, dass seit dem 1 . Mai 
2004 mit dem Beitritt der Republik Polen 
und der Tschechischen Republik zur Euro- 
päischen Union alle Vertragsparteien des 
genannten Vertrages Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union sind und deshalb die 
Grundlage für die Zustimmung der Euro- 
päischen Gemeinschaft zur Bindung an 
diesen Vertrag nicht mehr gegeben ist - 


sind wie folgt übereingekommen: 

Artikel 1 

Die Vertragsparteien nehmen zur Kennt- 
nis, dass gemäß der Entscheidung des 


Rz^d Rzeczypospolitej Polskiej, 

Rzqd Republiki Czeskiej, 
i 

Rz^d Republiki Federalnej Niemiec, 


zwane dalej „Umawiaj^cymi si§ 

Stronami’’: 

w zwi^zku z Umowq w sprawie Migdzy- 
narodowej Komisji Ochrony Odry przed 
Zanieczyszczeniem, sporz^dzon^ we 
Wroctawiu dnia 11 kwietnia 1996 r., zwan^ 
dalej „Umow^”, 

uwzgl^dniaj^c fakt, ze od 1 maja 2004 r., 
wraz z przystqpieniem Rzeczypospolitej 
Polskiej oraz Republiki Czeskiej do Unii 
Europejskiej, wszystkie Umawiaj^ce si§ 
Strony Umowy sq panstwami czton- 
kowskimi Unii Europejskiej i z tego powo- 
du nie ma juz podstawy, zgodnie z ktörq 
wymagana bytaby zgoda Wspölnoty Euro- 
pejskiej na zwi^zanie tak^ Umow^, uzgod- 
nity, 

co nastgpuje: 

Artykut 1 

Umawiajqce si§ Strony przyjmuj^ do 
wiadomosci, ze zgodnie z decyzj^ Rady z 


Vläda Ceske republiky, 

vläda Polske republiky 
a 

vläda Spolkove republiky Nemecko 

(däle jen „smluvni strany“) 

s ohledem na Dohodu o Mezinärodni 
komisi pro ochranu Odry pred znecistenim 
podepsanou dne 11. dubna 1996 ve Vra- 
tislavi (däle jen „Dohoda“), 

s ohledem na to, ze se vstupem Ceske 
republiky a Polske republiky do Evropske 
unie jsou od 1. kvetna 2004 vsechny 
smluvni strany teto Dohody clenskymi 
stäty Evropske unie, a proto jiz neexistuje 
düvod k souhlasu Evropskeho spolecenst- 
vi, aby bylo Spolecenstvi touto dohodou 
väzäno, 


se dohodly takto: 

Clänek 1 

Smluvni strany berou na vedomi, ze v 
souladu s rozhodnutim Rady ze dne 
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Rates vom 2. Dezember 2005 über die 
Auswirkungen des Beitritts der Republik 
Polen und der Tschechischen Republik zur 
Europäischen Union auf die Beteiligung 
der Europäischen Gemeinschaft am Ver- 
trag über die Internationale Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreini- 
gung sowie an der Vereinbarung über die 
Internationale Kommission zum Schutz 
der Elbe (2005/884/EG) die Europäische 
Gemeinschaft mit Wirkung vom 1. Mai 
2004 nicht mehr Vertragspartei des Ver- 
trags über die Internationale Kommission 
zum Schutz der Oder gegen Verunreini- 
gung ist. 

Artikel 2 

Die Vertragsparteien ändern den Vertrag 
wie folgt: 

a) die Präambel erhält folgende Fas- 
sung: 

„Die Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland, 

die Regierung der Republik Polen 
und 

die Regierung der Tschechischen 
Republik, 

im Folgenden als Vertragsparteien 
bezeichnet - 

überzeugt von der Notwendigkeit, 
den ökologischen Zustand der Oder 
und des Stettiner Haffs einschließlich 
ihrer Einzugsgebiete zu verbessern, 

in der Absicht, die weitere Verunrei- 
nigung dieser Gewässer zu verhindern, 

in dem Bestreben, die Belastung der 
Ostsee nachhaltig zu verringern, 

überzeugt von der Dringlichkeit die- 
ser Aufgaben, 

in der Absicht, die auf diesem Gebiet 
bereits bestehende Zusammenarbeit 
der Vertragsparteien zu verstärken - 

sind wie folgt übereingekommen:“ 

b) Artikel 3 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 3 

Der Vertrag gilt für die Hoheitsgebie- 
te der Bundesrepublik Deutschland, 
der Republik Polen und der Tsche- 
chischen Republik.“ 

c) Artikel 8 Absatz 2 wird gestrichen. 

d) Artikel 15 Absatz 2 erhält folgende 
Fassung: 

„(2) Die übrigen Kosten der Arbeiten 
der Kommission einschließlich der 
Kosten des Sekretariats werden aus 
dem Haushalt der Kommission getra- 
gen. Die Beiträge der Vertragsparteien 
zum Haushalt der Kommission werden 
in folgendem Verhältnis aufgeteilt: 


dnia 2 grudnia 2005 r., okreslajgc^ skutki 
przystqpienia Rzeczy pospol itej Polskiej i 
Republiki Czeskiej dla statusu Wspölnoty 
Europejskiej jako strony Konwencji w spra- 
wie Mi^dzynarodowej Komisji Ochrony 
Odry przed Zanieczyszczeniem oraz 
Konwencji w sprawie Mi^dzynarodowej 
Komisji Ochrony Eaby (2005/884/WE), 
Wspölnota Europejska z dniem 1 maja 
2004 r. przestata byc Umawiaj^c^ si§ 
Strang Umowy w sprawie Mi^dzyna- 
rodowej Komisji Ochrony Odry przed 
Zanieczyszczeniem. 


Artykut 2 

Umawiaj^ce si§ Strony w Umowie wpro- 
wadzajq nast^pujqce zmiany: 

a) Preambuta otrzymuje nastppujqce 
brzmienie: 

„Rz^d Rzeczypospolitej Polskiej, 

Rzqd Republiki Czeskiej 
i 

Rz^d Republiki Federalnej Niemiec, 


zwane dalej „Umawiaj^cymi si§ 
Stronami”: 

przekonane o koniecznosci poprawy 
stanu ekologicznego Odry i Zalewu 
Szczecinskiego, wt^cznie z ich 
zlewniami, 

zamierzaj^c zapobiegac dalszemu 
zanieczyszczaniu tych wöd, 

dqz^c do trwafego zmniejszenia 
zanieczyszczen Battyku, 

przekonane o pilnosci tych zadari, 


zamierzaj^c umacniac istniejqc^ juz 
w tej dziedzinie wspötprac§ mi^dzy 
Umawiaj^cymi si§ Stronami uzgodnity, 

co nast^puje:” 

b) Artykut 3 otrzymuje nastppujqce 
brzmienie: 

„Artykut 3 

Umowa niniejsza obowi^zuje na 
terytoriach Rzeczypospolitej Polskiej, 
Republiki Czeskiej oraz Republiki 
Federalnej Niemiec.” 

c) W Artykule 8 ust. 2 skresla sip. 

d) W Artykule 15 ust. 2 otrzymuje 
nastppujqce brzmienie: 

„2. Pozostate koszty dziatalnosci 
Komisji, tqcznie z kosztami dziatalnosci 
Sekretariatu, bpdq pokrywane z budzetu 
Komisji. Sktadki Umawiaj^cych sip 
Stron do budzetu Komisji ustala sip 
wedtug nastppuj^cych proporcji: 


2. prosince 2005 o düsledcich pristoupeni 
Ceske republiky a Polske republiky k 
Evropske unii na ücast Evropskeho spo- 
lecenstvi na Dohode o Mezinärodni komisi 
pro ochranu Odry pred znecistenim a 
Dohode o Mezinärodni komisi pro ochranu 
Labe (2005/884/ES) neni Evropske spole- 
censtvi s ücinnosti od 1. kvetna 2004 
smluvni stranou Dohody o Mezinärodni 
komisi pro ochranu Odry pred znecis- 
tenim. 


Clänek 2 

Smluvni strany meni Dohodu näsledovne: 

a) Preambule zni: 

„Vläda Ceske republiky, 

vläda Polske republiky 
a 

vläda Spolkove republiky Nemecko, 


(däle jen „smluvni strany“) 


presvedceny o nutnosti zlepsit eko- 
logicky stav Odry a Stetinske zätoky 
vcetne jejich povodi, 


s ümyslem zabränit dalsimu 
znecist’oväni techto vod, 

ve snaze trvale snizovat zatizeni Bal- 
tickeho more, 

v presvedceni o nalehavosti techto 
ükolü, 

se zämerem posilit jiz existujici spo- 
lupräci smluvnich stran v teto oblasti 


se dohodly takto:“ 

b) Clänek 3 znf: 

„Clänek 3 

Tato dohoda plati na üzemi Ceske 
republiky, Polske republiky a Spolkove 
republiky Nemecko.“ 

c) Clänek 8 odstavec 2 se vypoustl. 

d) Clänek 15 odstavec 2 znl: 

„2) Ostatni näklady na cinnost 
Komise vcetne näkladü na cinnost 
Sekretariätu budou hrazeny z rozpoctu 
Komise. Prispevky smluvnich stran do 
rozpoctu Komise se stanovuji v tomto 
pomeru: 


Deutscher Bundestag - 17. Wahlperiode 


- 9 - 


Drucksache 17/1702 


Bundesrepublik 

Deutschland 

Republik Polen 

Tschechische Republik 

Insgesamt 


39,75 v. H. 
39,75 v. H. 
20,50 v. H. 
100,00 v. H.“ 


Rzeczpospolita Polska 

Republika Czeska 

Republika 
Federalna Niemiec 

Ogötem 


39,75 % 
20,50 % 

39,75 % 

100,00 %.” 


Ceskä republika 
Polskä republika 
Spolkovä 

republika Nemecko 
celkem 


20,50 % 
39,75 % 

39,75 % 

100,00 %.“ 


e) Artikel 18 Absatz 2 und 3 erhalten 
folgende Fassung: 

„(2) Die Ratifikations- oder Bestä- 
tigungsurkunden werden beim Gene- 
ralsekretariat des Rates der Euro- 
päischen Union als Verwahrer des Ver- 
trags hinterlegt. Der Verwahrer wird die 
Vertragsparteien über die Hinterlegung 
einer jeden Ratifikations- oder Bestäti- 
gungsurkunde unterrichten. 

(3) Dieser Vertrag tritt 30 Tage nach 
dem Tag in Kraft, an dem die letzte 
Ratifikationsurkunde oder Bestäti- 
gungsurkunde beim Verwahrer hinter- 
legt wird. Der Verwahrer teilt das 
Datum des Inkrafttretens des Vertrages 
den Vertragsparteien mit.“ 

f) Artikel 20 erhält folgende Fassung: 

„Artikel 20 

Dieser Vertrag, der in einer Urschrift 
in deutscher, polnischer und tsche- 
chischer Sprache abgefasst ist, wobei 
jeder Wortlaut gleichermaßen verbind- 
lich ist, wird im Archiv des Generalse- 
kretariats des Rates der Europäischen 
Union hinterlegt. Der Verwahrer über- 
mittelt den Vertragsparteien eine 
beglaubigte Abschrift.“ 


e) W Artykule 18 ust. 2 i 3 otrzymujq 
nast^pujqce brzmienie: 

„2. Dokumenty ratyfikacyjne lub 
zatwierdzaj^ce zostan^ zdeponowane 
w Sekretariacie Generalnym Rady Unii 
Europejskiej jako depozytariusza 
Umowy. Depozytariusz poinformuje 
Umawiaj^ce si§ Strony o zdeponowa- 
niu kazdego dokumentu ratyfikacyjne- 
go lub zatwierdzaj^cego. 

3. Umowa niniejsza wchodzi w 
zycie w 30 dni po dniu ztozenia depo- 
zytariuszowi ostatniego dokumentu 
ratyfikacyjnego lub zatwierdzaj^cego. 
Depozytariusz poinformuje Umawia- 
j^ce si§ Strony o dacie wejscia w zycie 
Umowy.” 

f) Artykut 20 otrzymuje nast^pujqce 
brzmienie: 

„Artykut 20 

Umowg niniejsz^, ktörej oryginat 
zostat sporz^dzony w j^zykach pol- 
skim, czeskim i niemieckim, przy czym 
kazda z wersji j^zykowych ma jedna- 
kow^ moc prawn^, deponuje si§ w 
archiwum Sekretariatu Generainego 
Rady Unii Europejskiej. Depozytariusz 
przekazuje Umawiaj^cym si§ Stronom 
uwierzytelniony odpis.” 


e) Clänek 1 8 odstavec 2 a 3 zni: 

„2) Ratifikacni nebo schvalovaci listi- 
ny budou ulozeny u Generälniho sekre- 
tariätu Rady Evropske unie jako depo- 
zitäre dohody. Ten informuje smluvni 
strany o ulozeni kazde ratifikacni nebo 
schvalovaci listiny. 


3) Tato dohoda vstupuje v platnost 
30 dni po dni, kdy bude depozitäri 
predäna posledni ratifikacni nebo 
schvalovaci listina. Depozitär oznämi 
smluvnim stranäm den, kdy dohoda 
nabyla platnosti.“ 

f) Clänek 20 zni: 

„Clänek 20 

Tato dohoda, jejiz prvopis byl 
porizen v ceskem, polskem a nem- 
eckem jazyce, pricemz kazde zneni je 
stejnym zpüsobem zävazne, se uklädä 
v archivu Generälniho sekretariätu 
Rady Evropske unie. Depozitär predä 
smluvnim stranäm overeny opis.“ 


Artikel 3 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifika- 
tion oder der Bestätigung gemäß dem 
jeweiligen Recht der Vertragsparteien. 


Artykut 3 

1. Umowa niniejsza podlega ratyfikacji 
lub zatwierdzeniu zgodnie z prawem kaz- 
dej Umawiaj^cej si§ Strony. 


Clänek 3 

1) Tato dohoda vyzaduje ratifikaci nebo 
schväleni v souladu s prävnim rädern 
kazde ze smluvnich stran. 


(2) Die Ratifikations- oder Bestätigungs- 
urkunden werden beim Generalsekretariat 
des Rates der Europäischen Union als Ver- 
wahrer des Vertrags hinterlegt. Der Ver- 
wahrer wird die Vertragsparteien über die 
Hinterlegung einer jeden Ratifikations- 
oder Bestätigungsurkunde unterrichten. 

(3) Dieser Vertrag tritt 30 Tage nach 
dem Tag in Kraft, an dem die letzte Ratifi- 
kationsurkunde oder Bestätigungsurkunde 
beim Verwahrer hinterlegt wird. Der Ver- 
wahrer teilt das Datum des Inkrafttretens 
des Vertrages den Vertragsparteien mit. 


2. Dokumenty ratyfikacyjne lub za- 
twierdzajqce zostan^ zdeponowane w 
Sekretariacie Generalnym Rady Unii Euro- 
pejskiej jako depozytariusza Umowy. 
Depozytariusz poinformuje Umawiajqce 
sig Strony o zdeponowaniu kazdego doku- 
mentu ratyfikacyjnego lub zatwierdzajq- 
cego. 

3. Umowa niniejsza wchodzi w zycie w 
30 dni po dniu ztozenia depozytariuszowi 
ostatniego dokumentu ratyfikacyjnego lub 
zatwierdzaj^cego. Depozytariusz poinfor- 
muje Umawiaj^ce si§ Strony o dacie 
wejscia w zycie Umowy. 


2) Ratifikacni nebo schvalovaci listiny 
budou ulozeny u Generälniho sekretariätu 
Rady Evropske unie jako depozitäre doho- 
dy. Ten informuje smluvni strany o ulozeni 
kazde ratifikacni nebo schvalovaci listiny. 


3) Tato dohoda vstupuje v platnost 30 
dni po dni, kdy bude depozitäri predäna 
posledni ratifikacni nebo schvalovaci listi- 
na. Depozitär oznämi smluvnim stranäm 
den, kdy dohoda vstoupila v platnost. 


Artikel 4 

Dieser Vertrag, der in einer Urschrift in 
deutscher, polnischer und tschechischer 
Sprache abgefasst ist, wobei jeder Wort- 
laut gleichermaßen verbindlich ist, wird im 
Archiv des Generalsekretariats des Rates 
der Europäischen Union hinterlegt. Der 
Verwahrer übermittelt den Vertragspar- 
teien eine beglaubigte Abschrift. 


Artykut 4 

Umow? niniejsz^, ktorej oryginat zostat 
sporz^dzony w j^zykach polskim, czeskim 
i niemieckim, przy czym kazda z wersji 
j^zykowych ma jednakow^ moc prawnq, 
deponuje si§ w archiwum Sekretariatu 
Generainego Rady Unii Europejskiej. 
Depozytariusz przekazuje Umawiaj^cym 
sig Stronom uwierzytelniony odpis. 


Clänek 4 

Tato dohoda, jejiz prvopis byl porizen v 
ceskem, polskem a nemeckem jazyce, 
pricemz kazde zneni je stejnym zpüsobem 
zävazne, se uklädä v archivu Generälniho 
sekretariätu Rady Evropske unie. Depo- 
zitär predä smluvnim stranäm overeny 
opis. 
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Geschehen zu Breslau am fünfund- 
zwanzigsten Juni zweitausendacht und zu 
Brüssel am siebenundzwanzigsten No- 
vember zweitausendacht. 


Sporz^dzono we Wroctawiu dnia dwu- 
dziestego piqtego czerwca roku dwa 
tysiqce ösmego i w Brukseli dnia dwudzie- 
stego siödmego listopada roku dwa 
tysiqce ösmego. 


Däno ve Vratislavi dne dvacäteho 
päteho cervna dva tislce osm a v Bruselu 
dne dvacäteho sedmeho listopadu dva 
tislce osm. 


Für die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
Za Rz^d Republiki Federalnej Niemiec 
Za vlädu Spolkove republiky Nemecko 

Michael Morgenstern 
Fieide Jekel 

Für die Regierung der Republik Polen 
Za Rz^d Rzeczypospolitej Polskiej 
Za vlädu Polske republiky 

Andrzej Sadurski 

Für die Regierung der Tschechischen Republik 
Za Rz^d Republiki Czeskiej 
Za vlädu Ceske republiky 

Karel Bläha 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Der Vertrag über die Internationale Kommission zum 
Schutz der Oder gegen Verunreinigung wurde am 

II. April 1996 in Breslau von den Vertragsparteien Bun- 
desrepublik Deutschland, Republik Polen, Tschechische 
Republik und Europäische Gemeinschaft (EG) unter- 
zeichnet und ist am 26. April 1999 in Kraft getreten. 

Seit dem Beitritt der Republik Polen und der Tsche- 
chischen Republik zur Europäischen Union am 1. Mai 
2004 sind alle Vertragsparteien Mitgliedstaaten der Euro- 
päischen Union. Damit ist die Grundlage für die Zustim- 
mung der EG zur Bindung an diesen Vertrag nicht mehr 
gegeben. 

Vor diesem Hintergrund hat der Rat der Europäischen 
Union in seiner Entscheidung vom 2. Dezember 2005 1 ) 
festgestellt, dass die EG mit Wirkung vom 1. Mai 2004 
nicht mehr Vertragspartei des Vertrags über die Interna- 
tionale Kommission zum Schutz der Oder gegen Verun- 
reinigung ist. 

In der Vergangenheit hat die EG einen Beitrag zum Haus- 
halt der Internationalen Kommission zum Schutz der 
Oder in der in Artikel 15 Absatz 2 des Vertrags festge- 
legten Höhe von 2,50 % geleistet. Nach dem Ausschei- 
den der EG aus der Internationalen Kommission zum 
Schutz der Oder haben die anderen Vertragsparteien 
sich darauf verständigt, den bisherigen Beitrag der EG 
anteilig zu übernehmen und den Vertrag entsprechend 
anzupassen. Der Vertrag über die Änderung des Vertrags 
über die Internationale Kommission zum Schutz der Oder 
gegen Verunreinigung beschränkt sich auf die durch das 
Ausscheiden der EG notwendig gewordenen Änderun- 
gen. 

II. Besonderes 

Zu A rtikel 1 

Mit Artikel 1 nehmen die Vertragsparteien zur Kenntnis, 
dass gemäß der Entscheidung des Rates der Europä- 
ischen Union vom 2. Dezember 2005 über die Auswir- 
kungen des Beitritts der Republik Polen und der Tsche- 


chischen Republik zur Europäischen Union auf die Betei- 
ligung der Europäischen Gemeinschaft am Vertrag über 
die Internationale Kommission zum Schutz der Oder 
gegen Verunreinigung sowie an der Vereinbarung über 
die Internationale Kommission zum Schutz der Elbe 
(2005/884/EG) die Europäische Gemeinschaft mit Wir- 
kung vom 1 . Mai 2004 nicht mehr Vertragspartei des Ver- 
trags über die Internationale Kommission zum Schutz 
der Oder gegen Verunreinigung ist. 

Zu Artikel 2 

Artikel 2 beinhaltet im Einzelnen die aufgrund des Aus- 
scheidens der Europäischen Gemeinschaft als Vertrags- 
partei aus der Internationalen Kommission zum Schutz 
der Oder erforderlich werdenden Änderungen des Ver- 
trags über die Internationale Kommission zum Schutz 
der Oder gegen Verunreinigung. 

Mit Artikel 2 Buchstabe d wird die Aufteilung der Beiträ- 
ge der Vertragsparteien zum Haushalt der Internationalen 
Kommission zum Schutz der Oder in Artikel 15 Absatz 2 
des Vertrags über die Internationale Kommission zum 
Schutz der Oder gegen Verunreinigung neu festgelegt. 
Der Beitrag der Bundesrepublik Deutschland erhöht sich 
um 1 % von 38,75 % auf 39,75 %. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 legt fest, dass der Vertrag der Ratifikation oder 
der Bestätigung gemäß dem jeweiligen Recht der Ver- 
tragsparteien bedarf. 

Absatz 2 bestimmt das Generalsekretariat des Rates der 
Europäischen Union zum Verwahrer des Vertrags und 
betraut es mit den damit verbundenen Pflichten. 

Absatz 3 regelt das Inkrafttreten des Vertrags. 

Zu Artikel 4 

Artikel 4 bestimmt die Verbindlichkeit sowohl der deut- 
schen als auch der polnischen und der tschechischen 
Urschrift des Vertrags und regelt seine Hinterlegung. 


i) Entscheidung des Rates vom 2. Dezember 2005 über die Auswirkungen des Beitritts der Tschechischen Republik und der Republik Polen zur Euro- 
päischen Union auf die Beteiligung der Europäischen Gemeinschaft am Vertrag über die Internationale Kommission zum Schutz der Oder gegen Ver- 
unreinigung sowie an der Vereinbarung über die Internationale Kommission zum Schutz der Elbe. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des Re- 
gelungsvorhabens auf Bürokratiekosten geprüft, die durch 
Informationspflichten begründet werden. 

Das Regelungsvorhaben hat keine Auswirkung auf Infor- 
mationspflichten der Wirtschaft, Verwaltung, Bürgerinnen 
und Bürger. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat daher im Rahmen 
seines gesetzlichen Prüfauftrags keine Bedenken gegen das 
Regelungsvorhaben. 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin, www.heenemann-druck.de 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Postfach 10 05 34, 50445 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Fax (02 21)97 66 83 44, www.betrifft-gesetze.de 

ISSN 0722-8333 


